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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Rechtsansprüche unehelicher Kinder gegenüber Angehö- 
rigen der alliierten Streitkräfte 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache IV/1803 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern der Justiz und für Familie und Jugend 
wie folgt: 

Die Bundesregierung ist noch nicht in der Lage, gemäß der Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages vom 4. Mai 1961 zu be- 
richten, welche Erfahrungen aufgrund der neuen Rechtslage 
— d. h. auf der Grundlage des NATO-Truppenstatuts und des 
Zusatzabkommens vom 3. August 1959 zum NATO-Truppen- 
statut hinsichtlich der in der Bundesrepublik stationierten aus- 
ländischen Truppen — bei der Durchsetzung von Rechtsansprü- 
chen unehelicher Kinder gegenüber Angehörigen der ausländi- 
schen Streitkräfte gesammelt worden sind. 

Die in der Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
4. Mai 1961 für die Berichterstattung der Bundesregierung zu- 
nächst vorgesehene Frist bis 31. Dezember 1962 konnte nicht 
eingehalten werden, da sich das Inkrafttreten der neuen Ver- 
träge bis zum 1. Juli 1963 verzögert hat. Die Bundesregierung 
ist davon ausgegangen, daß der Bericht zu erstatten ist, sobald, 
ab 1. Juli 1963 gerechnet, eine für die Sammlung von Erfahrun- 
gen aufgrund der neuen Rechtslage ausreichende Frist verstri- 
chen ist. Dabei werden in erster Linie die von den Jugendäm- 
tern und von den Gerichten gewonnenen Erfahrungen zu be- 
rücksichtigen sein. Die Beobachtungen, die bisher von diesen 
Stellen seit Inkrafttreten der neuen Verträge gemacht worden 
sind, dürften noch keine hinreichend sichere Beurteilung der 
Auswirkungen der neuen Rechtslage in der Praxis ermöglichen, 
zumal gewisse Urnsteilungsschwierigkeiten der Anfangszeit in 
Rechnung gestellt werden müssen. Die Bundesregierung glaubt, 
daß eine Berichterstattung bis zum 1. Juli 1964 den hieran zu 
stellenden Forderungen gerecht werden könnte. Sie hat daher 
Schritte unternommen und wird weiterhin darum besorgt sein, 
über die in der Praxis von den zuständigen Behörden und den 
Gerichten gesammelten Erfahrungen so rechtzeitig unterrichtet 
zu werden, daß ein Bericht dem Deutschen Bundestag bis zum 
1. Juli 1964 zugehen kann. 
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Bei dieser Sachlage kann auch noch nicht Stellung genommen 
werden zu der weiteren Frage, ob und gegebenenfalls welche 
weiteren Schritte die Bundesregierung aufgrund der Erfahrun- 
gen unternehmen wird mit dem Ziel, die Rechte der unehelichen 
Kinder von Mitgliedern der ausländischen Streitkräfte in stär- 
kerem Maße als bisher zu sichern. Die Bundesregierung wird 
sich hiermit befassen, sobald sie den nach den obigen Ausfüh- 
rungen für erforderlich gehaltenen Überblick besitzt. 


Schröder 
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